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Meiner Frau 





Vorwort 

Die Lohnsteuer hat von ihrem Aufkommen her gesehen eine zentrale Be-
deutung für das Finanzaufkommen der Bundesrepublik Deutschland. Die 
wesentlichen Aufgaben des Lohnsteuerabzugsverfahrens sind den Arbeit-
gebern übertragen worden, die diese Aufgaben als notwendiges Übel - im 
Gegensatz zum Staat bei der Kirchensteuer - kostenfrei erfüllen. Die Arbeit-
geber kommen in der großen Mehrzahl ihren öffentlich-rechtlichen Pflichten 
ordnungsgemäß nach; das Lohnsteuerabzugsverfahren läuft. Daher führt das 
Lohnsteuerrecht das Dasein eines Hinterbänklers, oder: Das Lohnsteuerrecht 
zählt im Gegensatz zum Ballsaal des Außensteuerrechts zur Wohnküche des 
Steuerrechts. 

Die vorliegende Arbeit führt den Nachweis, daß das vom Gesetzgeber fein-
gesponnene Netz des Dreiecks zwischen Arbeitnehmer, Arbeitgeber und 
Finanzamt nicht zur Rechtsmaterie des Arbeitsrechts zählt, sondern es gehört 
zu den Zentralthemen des Steuerrechts. Dabei kommt der Verfasser nicht um 
die Feststellung umhin, daß sich die ArbeitsrechtIer und auch die Steuerrechtier 
vor einer Auseinandersetzung mit dem Spannungsverhältnis von arbeitsrecht-
lichem Arbeitslohn und steuerrechtlicher Lohnsteuerschuld bisher gescheut 
haben. Wenn es dieser Arbeit gelingt, eine Diskussion zwischen diesen Dis-
ziplinen über dieses Spannungsverhältnis anzuregen, hat sie ihren Zweck voll 
erfüllt. 

Die Arbeit lag im Wintersemester 1989/90 der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Albertus-Magnus-Universität zu Köln als Dissertation vor. 
Meinem Doktorvater und Erstgutachter, Herrn Prof. Dr. Klaus Tipke, 
möchte ich besonders herzlich danken, daß er mir die Chance gegeben hat, 
diese Arbeit zu schreiben. Ich werde nie den Abend vergessen, an dem ich die 
Ergebnisse der Untersuchung im Seminar des Instituts für Steuerrecht vorstel-
len durfte. Zweitgutachter war Herr Prof. Dr. Joachim Lang, der die Arbeit 
zügig korrigiert hat. 

Bergisch Gladbach, im Dezember 1990 Horst Schäfer 
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Einleitung 

Die vorliegende Untersuchung behandelt die Dreiecksbeziehung zwischen 
Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Finanzamt im Lohnsteuerabzugsverfahren 1. 

Die Lohnsteuer, also die Einkommensteuer von Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit (§ 38 Abs. 1 Satz 1 1. Halbs. EStG), wird im Regelfall nicht 
durch das Finanzamt als handelndes Organ des Steuergläubigers verwirklicht, 
sondern das Gesetz hat einen Dritten - den Arbeitgeber - zwischen Steuer-
schuldner und Steuergläubiger in das Abzugsverfahren eingeschaltet. Die 
Besonderheit der Beteiligung eines Dritten löst Fragen nach den Rechtsver-
hältnissen aus, die zwischen den Beteiligten dieser Dreiecksbeziehung beste-
hen2• Diese Rechtsverhältnisse sollen im Rahmen der vorliegenden Abhand-
lung untersucht werden. 

Es erscheint zunächst zweckmäßig, das Thema der Unter.suchung einzu-
grenzen, da der Gesetzgeber zwei Besteuerungsverfahren geregelt hat, mit 
denen der Arbeitgeber die Lohnsteuer der unbeschränkt steuerpflichtigen 
Arbeitnehmer erheben darf. Im Regelfall ist ein Arbeitgeber verpflichtet, die 
Steuerschuld individuell zu erheben, indem er für jeden einzelnen Arbeitneh-
mer die Lohnsteuer entsprechend den Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 
einbehält (§ 38 Abs. 3 Satz 1 EStG) und den von allen Arbeitnehmern der 

I Die Lohnsteuer ist keine eigene Steuerart, sondern die durch Steuerabzug erho-
bene Einkommensteuer auf Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 38 Abs. 1 
Satz 1 EStG). Sie ist die Einkommensteuer, die lediglich durch ein besonderes Erhe-
bungsverfahren gekennzeichnet ist. Dies ergibt sich im übrigen auch unmittelbar aus 
der Legaldefinition in der Abschnittsüberschrift zu den §§ 38 ff. EStG. So auch BFH 
Urt. v. 6. 4. 1951 - IV 70/51 S - BFHE 55, 262 (264) = BStBI III 1951, 100 (101); 
Hartz / Meeßen / Wolf, "Überblick über das Lohnsteuerrecht" unter 1.1. (S. XV); 
Klöckner in Klein / Flockermann / Kühr, § 38 EStG Rz. 1; Wehmeyer in Blümich / 
Falk, § 38 EStG Rz. 4; Charlier StbJb 1970/71, S. 443 (447/8); Tiedtke, § 44 I (S. 507); 
v. Bornhaupt BB 1986, 367 (369); Lang StuW 1975, 113 (114). Zweifelnd: Schick, 
Grundfragen, S. 2. 

Die Erhebung der Lohnsteuer kennzeichnet ein Verfahren, das die Einbehaltung 
(§ 38 Abs. 3 Satz 1 EStG), die Übernahme (§§ 40 ff. EStG), die Anmeldung und 
Abführung (§ 41a Abs. 1 Satz 1 EStG) von Lohnsteuer sowie die Haftung für Lohn-
steuer (vgl. § 42d Abs. 1 EStG) umfaßt. Dieses besondere Erhebungsverfahren unter-
scheidet sich von dem allgemeinen Erhebungsverfahren der §§ 218 ff. AO u. a. 
dadurch, daß ihre Grundlage nicht notwendigerweise ein Verwaltungsakt des Finanz-
amts ist. Vgl. auch Martens StuW 1970, Sp. 109 (112). 

2 Die Besonderheit der Beteiligung eines steuerpflichtigen Dritten im Erhebungsver-
fahren einer Steuer findet sich bei den sog. Quellenabzügen wieder, z. B. bei der Kapi-
talertragsteuer (§§ 43 - 45b EStG) und beim Steuerabzug für beschränkt Steuerpflich-
tige (§ 50a EStG). 
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Betriebsstätte (§ 41 Abs. 2 EStG) einbehaltenen Betrag an das Betriebsstät-
tenfinanzamt abführt (§ 41a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG)3. Daneben ist er 
berechtigt, die Lohnsteuer zu pauschalieren (§§ 40 Abs. 1 Satz 1, 40a Abs. 1 
Satz 1, 40b Abs. 1 Satz 1 EStG). Im Gegensatz zur individuellen Erhebung 
wird im Pauschalierungsverfahren die Lohnsteuer für eine Vielzahl von 
Arbeitnehmern geltend gemacht, denen in der Regel gleichzeitig gleichartige 
steuerpflichtige Leistungen zugewandt worden sind. Damit dient das Pauscha-
lierungsverfahren der Vereinfachung. Diese ist insbesondere darin zu sehen, 
daß der Arbeitnehmer aus dem Besteuerungsverfahren ausgeschlossen ist4• 

Sowohl der pauschal besteuerte Arbeitslohn als auch die pauschal erhobene 
Lohnsteuer bleiben bei einer Veranlagung zur Einkommensteuer und beim 
behördlichen Lohnsteuer-Jahresausgleich außer Ansatz (§§ 40 Abs. 3 Sätze 3, 
4; 40a Abs. 4; 40b Abs. 3 Satz 1 EStG). Vollendet wird diese Vereinfachung 
durch die gesetzliche Anordnung, daß der Arbeitgeber Steuerschuldner der 
pauschal erhobenen Lohnsteuer ist (§§ 40 Abs. 3 Satz 2, 40a Abs. 4, 40b 
Abs. 3 Satz 1 EStG)5. Da im Pauschalierungsverfahren mithin die Erhebung 

3 Es ist nach heutiger Auffassung unstreitig, daß der Arbeitnehmer Steuerschuldner 
der individuell erhobenen Lohnsteuer ist. Der Arbeitgeber macht mit der Einbehaltung 
bzw. das Finanzamt mit der Nachforderung diese Lohnsteuerschuld geltend. 

Die früher geäußerte gegenteilige Auffassung von Bühler (Steuerrecht II, § 13 II 7.3 
[So 140] und § 38 EinkStG Rz. 6; dagegen schon Ehlers StbJb 1953/54,207 [222 ff.]), 
nach der der Arbeitgeber Steuerschuldner und der Arbeitnehmer Haftungsschuldner 
sei, darf angesichts des eindeutigen Wortlauts der § 38 Abs. 2 Satz 1 EStG; § 43 Satz 1 
1. Alt. AO als überholt gelten. Das Argument Bühlers, der Arbeitgeber sei Steuer-
schuldner, weil er die rechtlichen (Abführungs-) Pflichten wahrzunehmen habe, trifft 
spätestens seit der Einfügung des § 43 AO nicht mehr zu. Denn in dieser Vorschrift 
wird zwischen dem Begriff des Steuerschuldners (§ 43 Satz 1 1. Alt. AO) und dem des 
Entrichtungspflichtigen (§§ 43 Satz 2, 33 Abs. 1 AO) - also desjenigen, der die Abfüh-
rungspflichten wahrzunehmen hat - differenziert. Ferner deckt sich der Gesetzeswort-
laut des § 38 Abs. 2 Satz 1 EStG mit den allgemeinen Erwägungen, die zur Bestim-
mung des Steuerschuldners getroffen werden (vgl. Tipke, Steuerrecht, § 93.51, S. 141; 
Giloy BB 1986, 566; Lang StuW 1975, 113 [117]). Denn der Arbeitnehmer ist das 
Rechtssubjekt, dem der Steuergegenstand "Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit" 
kraft der gesetzlichen Anordnung der § 38 Abs. 2 Satz 2 EStG; § 38 AO mit dem 
Zufluß des Arbeitslohns zugerechnet wird. 

4 Eine weitere Vereinfachung des Pauschalierungsverfahrens ist darin zu sehen, daß 
an läßlich von bestimmten Zuwendungen - beispielsweise bei Betriebsveranstaltungen 
(vgl. § 40 Abs. 2 Satz 1 EStG) oder für Teilzeitarbeit (vgl. § 40a Abs. 1 Satz 1 EStG)-
die Ermittlung eines individuellen Steuersatzes entbehrlich ist, da feste Steuersätze 
angewandt werden. 

5 Die Steuerschuld des Arbeitgebers entsteht in seiner Person originär. Dadurch ver-
wandelt sich die an der Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers bemessene Lohnsteuer in 
eine Steuer des Arbeitgebers, die als Unternehmenssteuer eigener Art (so BFH Urt. v. 
5. 11. 1982 - VI R 219/80 - BFHE 137,46 [48] = BStBI II 1983, 91 [92]; Altehoefer in 
Lademann / Säffing / Brockhoff, § 40 EStG Rz. 30d), als Arbeitgebersteuer eigener 
Art (so Hartz / Meeßen / Wolf, "Pauschalierung der Lohnsteuer" unter A.I. [So 880/1]) 
oder als Lohnsteuer eigener Art (so Giloy in Stolterfoht [Hrsg.], S. 209 [223 f.]) 
bezeichnet wird. Denn nach dem Willen des Gesetzgebers ist die Lohnsteuerschuld des 
Arbeitnehmers in der betriebsbezogenen Steuerschuld des Arbeitgebers aufgegangen. 
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und die Festsetzung der Lohnsteuer am Arbeitnehmer vorbeilaufen, besteht 
in diesem Besteuerungsverfahren kein Dreiecksverhältnis zwischen dem 
Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer und dem Finanzamt. Fragen zur Lohnsteuer-
pauschalierung sind daher nicht primär Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 

Die folgende Untersuchung konzentriert sich damit im wesentlichen auf die 
individuelle Erhebung der Lohnsteuer. Dieser liegt als Grundfall folgendes 
Dreiecksverhältnis zugrunde: Der Arbeitgeber behält bei jeder Lohnzahlung 
die Lohnsteuer des Arbeitnehmers für dessen Rechnung ein (§ 38 Abs. 3 
Satz 1 EStG). Er meldet den einzubehaltenden Betrag beim Betriebsstättenfi-
nanzamt an und führt die einbehaltene Summe dorthin ab (§ 41a Abs. 1 Satz 1 
EStG). Kommt der Arbeitgeber seiner Entrichtungspflicht aus § 43 Satz 2 AO 
nur in unzureichendem Maße nach, entwickeln sich aus diesem Grundfall zwei 
weitere Dreiecksverhältnisse: Hat der Arbeitgeber vorschriftswidrig zuwenig 
Lohnsteuer einbehalten, kann er vom Finanzamt als Haftungsschuldner in 
Anspruch genommen werden (§ 42d Abs. 1 Nr. 1 1. Alt. EStG). Nunmehr 
stellt sich für ihn die Frage, ob und in welchem Umfang er vom Arbeitnehmer 
Regreß verlangen kann. Die gleiche Frage ergibt sich für den Arbeitnehmer, 
wenn er weiß, daß der Arbeitgeber die einbehaltene Lohnsteuer weder ange-
meldet noch abgeführt hat und ihm nun seinerseits eine Inanspruchnahme des 
Finanzamts droht (vgl. § 42d Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 Satz 1 EStG). 

Das Problem dieser Rechtsverhältnisse liegt allein schon in der Tatsache 
begründet, daß ein Drei-Personen-Verhältnis vorliegt, welches stets problem-
anfällig ist6. Ferner ist die Abgabenordnung im wesentlichen auf das Zwei-
Personen-Verhältnis zwischen Steuerschuldner und Finanzamt als Organ des 
Steuergläubigers zugeschnitten, ohne dabei die Einbeziehung eines Dritten 
bezüglich der Verwirklichung einer Steuerschuld in den Einzelheiten zu 
regeln. Im übrigen knüpfen die oben dargestellten Dreiecksverhältnisse an 
unterschiedliche Rechtsbeziehungen zum Steuergläubiger an: zum einen an 
die Lohnsteuerschuld des Arbeitnehmers und zum anderen an die Entrich-
tungspflicht des Arbeitgebers. Die sich hieraus ergebenden Probleme vergrö-
ßern sich noch, wenn die Tatsache berücksichtigt wird, daß im Rechtsverhält-
nis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer neben steuerrechtlichen 
Gesichtspunkten auch arbeitsrechtliche Aspekte7 in die Betrachtung mit ein-
fließen können, welche möglicherweise ihrerseits Auswirkungen auf das 
Steuerrecht haben. 

Gegen diese Auffassungen wendet sich Klaubert (FR 1988, 237 [238]), der annimmt, 
auch bei der Lohnsteuerpauschalierung liege eine Dreiecksbeziehung vor. Diese Auf-
fassung ist wegen der §§ 40 Abs. 3 Sätze 2 - 4, 40a Abs. 4, 40b Abs. 3 Satz 1 EStG 
zweifelhaft. 

6 Vgl. die Kommentierungen zu den Dreiecksverhältnissen im Bereicherungsrecht. 
7 Hier stellvertretend für alle Formen der Beschäftigung im Rahmen einer nichtselb-

ständigen Arbeit, etwa auch Angestellten- und Beamtenverhältnisse. 


